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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Walz, Dr. Hammans, 

Frau Dr. Neumeister, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Frau Stommel, 

Frau Schleicher, Frau Hürland, Frau Berger (Berlin), Müller (Berlin) und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1123 - 

betr. Weiterbildung der medizinisch-technischen Assistenten (MTA) 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 12. November 1973 - ol4 - KA7 - 14 - die 
Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft wie folgt beantwortet: 


1. Stimmt die Bundesregierung mit uns grundsätzlich darin über- 
ein, daß auch die deutschen MTA Anspruch auf eine Weiter- 
bildung im Rahmen der Europaratsresolution vom 18. Februar 
1972 haben, ja, daß eine solche Weiterbildung auf Grund der 
steigenden fachlichen Anforderungen eine dringende Not- 
wendigkeit ist? 

Bei der Resolution des Europarates vom 18. Februar 1971 
- (72) 7 - über die Mindeststandards für die Ausbildung und die 
Gleichwertigkeit der Qualifikationen der medizinisch-techni- 
schen Laboratoriumsassistenten höheren Grades und der Lehr- 
assistenten handelt es sich um Empfehlungen des Minister- 
komitees an die Regierungen der Mitgliedstaaten. Die Resolu- 
tion ist in der Erwägung beschlossen worden, der schnellen Ent- 
wicklung im Bereich der Medizin Rechnung zu tragen und die 
Voraussetzungen für eine gegenseitige Anerkennung der Be- 
fähigungsnachweise des medizinisch-technischen Personals zu 
schaffen. Den Regierungen der Mitgliedstaaten wird zu diesen 
Zwecken empfohlen, die Anforderungen an die Weiterbildung 
von medizinisch-technischen Laboratoriumsassistenten für be- 
sondere fachliche Aufgaben und für eine Lehrtätigkeit in der in 
der Resolution vorgeschlagenen Weise zu regeln. Ein Rechts- 
anspruch der Angehörigen des Berufs der technischen Assisten- 
ten in der Medizin auf Weiterbildung kann aus diesen Empfeh- 
lungen nicht hergeleitet werden. Gleichwohl sollten die Weiter- 
bildungsmöglichkeiten in diesem Beruf erweitert werden. Die 
Bundesregierung teilt die Auffassung, daß eine Weiterbildung 
zum Fachassistenten für bestimmte Aufgabenbereiche und für 
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eine Lehrtätigkeit notwendig ist. Sie ist im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten bemüht, die Weiterbildung der medizinisch-techni- 
schen Laboratoriums- Assistenten zu fördern. 


2. Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, eine Rechtsverord- 
nung auf Grund des MTA-G vom September 1971 über die 
Weiterbildung der MTA zu erlassen, um die Lehrgänge zur 
Fachassistentin und zur Lehrassistentin entsprechend der 
Europaratsresolution vom 18. Februar 1972 zu institutionali- 
sieren und mit staatlichen Prüfungen abzuschließen? 


Die Bundesregierung kann die Weiterbildung zum Fachassisten- 
ten und zu Lehrassistenten nicht durch eine Rechtsverordnung 
aufgrund des MTA-Gesetzes vom 8. September 1971 (BGBL I 
S. 1515) regeln, weil dieses Gesetz eine einschlägige Ermäch- 
tigung nicht enthält. Für die Aufnahme einer solchen Ermäch- 
tigung in das Gesetz besitzt der Bund keine Gesetzgebungs- 
kompetenzen im Rahmen von Artikel 74 Nr. 19 GG, der die 
Zulassung zu den ärztlichen und anderen Fleilberufen betrifft. 
Es wird derzeit geprüft, ob eine andere Kompetenznorm als 
Grundlage für eine Weiterbildungsregelung für Fachassistenten 
herangezogen werden kann. Die Länder sind im übrigen zu- 
nehmend bemüht, die Weiterbildung von technischen Assisten- 
ten in der Medizin zu fördern. In einigen Ländern werden 
gesetzliche Regelungen für eine solche Weiterbildung vor- 
bereitet. 
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